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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 11. — 


(Nr. 3110.) Privilegium wegen Emiſſion auf den Inhaber lautender Obligationen über 
eine Anleihe der Stadt Neuß von 80,000 Rthlr. Vom 14. Maͤrz 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem der Gemeinderath von Neuß darauf angetragen hat, ihm 
Behufs Regulirung des ſtaͤdtiſchen Schuldenweſens zur Aufnahme eines Dar— 
lehns von Achtzigtauſend Thalern Kurant gegen Ausſtellung auf den Inha⸗ 
ber lautender und mit Zinskupons verſehener Obligationen Unſere landesherr— 
liche Genehmigung zu ertheilen, und bei dieſem Antrage im Intereſſe der Stadt: 
gemeinde ſowohl als der Gläubiger ſich nichts zu erinnern gefunden hat, fo 
ertheilen Wir in Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs verpflichtung an jeden 
Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche 
Genehmigung zur Emiſſion der gedachten Obligationen unter nachſtehenden Be— 
dingungen: 

9 J. 

Es werden ausgegeben: 

a) 384 Obligationen, jede zu 25 Rthlr., ausmachend überhaupt 9,600 Rthlr. 

b) 384 Obligationen, jede zu 100 Rthlr., ausmachend zufammen 38,400 

c) 64 Obligationen, jede zu 500 Rthlr., betragend überhaupt 32,000 = 
In Summa 80,000 Rthlr. 

Die Obligationen werden mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich verzinſt, und die 
Zinſen jedes Jahr postnumerando ausgezahlt. Zur allmaͤligen Tilgung der 
Schuld werden jährlich 2500 Rthlr. des Kapitalbetrages der emittirten Obli- 
gationen verwendet. 

Diͤeſe Verwendung geſchieht in der Weiſe, daß Aus 12 Obligationen 
a 25 Rthlr., 12 Obligationen à 100 Rthlr. und 2 Obligationen à 500 Rrhlr. 
eingelöft werden, fo daß in zwei und dreißig Jahren die ſaͤmmtlichen 8525 
tionen eingelöft find. Der Stadtgemeinde bleibt jedoch vorbehalten, den Til⸗ 

Jahrgang 1849. (Nr. 3110.) 21 gungs⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 17. April 1849. 
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gungsfonds mit Genehmigung Unſerer Regierung zu Düffeldorf zu verſtaͤrken 
und dadurch die Abtragung der Schuld zu beſchleunigen. 

Den Inhabern der Obligationen ſteht ein Kuͤndigungsrecht gegen die 
Stadtgemeinde nicht zu. 


5. 2. 

Zur Leitung der Geſchaͤfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und Til- 
gung der zu emittirenden Obligationen betreffen, wird vom Gemeinderathe 
eine beſondere Schuldentilgungs-Kommiſſion gewählt, welche für die Befolgung 
der gegenwaͤrtigen Beſtimmungen verantwortlich und fuͤr die treue Befolgung der 
Vorſchriften von Unſerer Regierung zu Duͤſſeldorf in Eid und Pflicht genom⸗ 
men wird. Dieſelbe ſoll aus drei Mitgliedern beſtehen, von denen eins aus 
dem Gemeinderathe und die beiden andern aus der Buͤrgerſchaft zu waͤhlen 
ſind. 

H. 3. 


Die Obligationen werden in fortlaufenden Nummern, und zwar die 
Obligationen à 25 Rthlr. von 1. bis inkl. 384, jene à 100 Rthlr. von 385. 
bis einſchließlich 768., und endlich jene à 500 Rthlr. von 769. bis 832. nach 

„dem angehängten Schema ausgeſtellt, von dem Buͤrgermeiſter und den Mit- 
gliedern der Schuldentilgungs⸗Kommiſſion unterzeichnet und von dem Rendan⸗ 
ten der Gemeindekaſſe und dem mit der Kontrolle beauftragten ſtaͤdtiſchen 
Sekretariats-Beamten kontraſignirt. Denſelben iſt ein Abdruck dieſes Privile⸗ 
giums beizufuͤgen. 

| F. 4. 
Den Obligationen werden fuͤr die naͤchſten fuͤnf Jahre die Zinskupons 

„ nach dem angehaͤngten Schema beigegeben. 

2 Mit Ablauf dieſer und jeder folgenden fuͤnfjaͤhrigen Periode werden nach 
vorheriger oͤffenklicher Bekanntmachung neue Zinskupons durch die Kommu⸗ 
nalkaſſe an die Vorzeiger der Obligationen ausgereicht, und daß dies geſchehen, 
wird auf den Obligationen vermerkt. 

Die Kupons werden von dem Rendanten der Kommunalkaſſe und dem 
mit der Kontrolle beauftragten ſtaͤdtiſchen Sekretariats-Beamten unterſchrieben. 


H. 5. 

Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung der Zinskupons der Be⸗ 
trag derſelben an den Vorzeiger durch die Kommunalkaſſe gezahlt. Auch wer⸗ 
den die faͤlligen Zinskupons bei allen Zahlungen an die Kommunalkaſſe, na— 
mentlich bei Entrichtung der Kommunalſteuern und ſtaͤdtiſchen Pachten, in Zah— 
lung angenommen. 


$. 6. 

Die Zinskupons werden unguͤltig und werthlos, wenn ſie nicht bin— 
nen fünf Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt werden; die dafuͤr 
ausgeſetzten Fonds ſollen nach Beſtimmung der ſtaͤdtiſchen Behörden zu milden 
Stiftungen verwandt werden. Ne 
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§. N. g 
Die nach der Beſtimmung unter H. 1. einzuloͤſenden Obligationen wer⸗ 
den entweder durch Ankauf getilgt oder jaͤhrlich durch das Loos beſtimmt. 
Die ausgelooſten Nummern werden wenigſtens drei Monate vor dem Zah⸗ 
lungstage öffentlich bekannt gemacht werden. | 


H. 8. 


Die Verlooſung geſchieht unter dem Vorſitz des Buͤrgermeiſters durch 
die Schuldentilgungs-Kommiſſton in einem 14 Tage vorher zur offentlichen 
Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem dem Publikum der Zutritt ge⸗ 
ſtattet iſt. Ueber die Verloofung wird ein von dem Buͤrgermeiſter und den 
Mitgliedern der Kommiſſion zu unterzeichnendes Protokoll aufgenommen. 


§. 9. 


Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an dem dazu 
beſtimmten Tage nach dem Nominalwerth durch die Kommunalkaſſe an den 
Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Mit dieſem Tage 
hoͤrt die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. — Mit letzteren ſind 
zugleich die ausgereichten, nach deren Zahlungstermine fälligen Zinskupons ein⸗ 
zuliefern; geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons 
von dem Kapitale gekuͤrzt und zur Einloͤſung dieſer Kupons verwendet. 


$. 10. 


Die Kapitalbetraͤge derjenigen ausgelooſten Obligationen, welche nicht 
binnen drei Monaten nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt wer⸗ 
den, ſollen der Verwaltung der ſtäͤdtiſchen Sparkaſſe als zinsfreies Depoſttum 
uͤberwieſen werden. Die ſolchergeſtalt deponirten Kapitalbetraͤge duͤrfen nur 
auf eine von der Schuldentilgungs ⸗Kommiſſlon kontraſignirte ing des 
Buͤrgermeiſters zu beſtimmungsmaͤßiger Verwendung an den Rendanten der 
Kommunalkaſſe verabfolgt werden. Die deponirten Kapitalbetraͤge find den 
Inhabern jener Obligationen laͤngſtens in 8 Tagen nach Vorzeigung der Obli⸗ 
gation bei der Kommunalkaſſe durch dieſe auszuzahlen. 


$. 11. 


Die Nummern der ausgelooſten, nicht zur Einloͤſung vorgezeigten Obli⸗ 
gationen find in der nach der Beſtimmung unter F. 7. jährlich, zu erlaſſenden 
Bekanntmachung wieder in Erinnerung zu bringen. Werden die Obligationen, 
dieſer wiederholten Bekanntmachungen ungeachtet, nicht binnen dreißig Jahren 
nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt, auch nicht der Beftim- 
mung unter $. 14. gemäß als verloren oder vernichtet angemeldet, fo follen 
nach deren Ablauf die Obligationen als getilgt angeſehen werden und die dafuͤr 
deponirten Kapitalbetraͤge der ſtaͤdtiſchen Verwaltung zur Verwendung fir 
milde Stiftungen anheimfallen. | 

(Nr. 3110.) 21* §. 12. 
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$. 12, 


Fuͤr die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadtgemeinde 
mit ihrem geſammten Vermoͤgen und ihren ſaͤmmtlichen Einkuͤnften, und kann, 
wenn die Zinſen oder die ausgelooſten Obligationen nicht zur rechten Zeit ge 
zahlt werden, die Zahlung derſelben von den Glaͤubigern gerichtlich verfolgt 
werden. 


H. 13. 


Die in den $$. 4. 7. 8. und 11. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
erfolgen durch die Neußer Lokalblaͤtter, die Duͤſſeldorfer und Kölner Zeitung 
und die Amtsblaͤtter oder Öffentlichen Anzeiger der Regierungen zu Duͤſſeldorf 
und Köln. 

§. 14. 


In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons Bezug 
habenden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819., wegen des Auf: 
ebots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere, $$. 1. 
is 713. mit nachſtehenden naͤheren Beſtimmungen Anwendung: 

a) Die im H. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtaͤd— 
tiſchen Schuldentilgungs-Kommiſſion gemacht werden. Dieſer werden 
alle Bing a Geſchaͤfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der an⸗ 
geführten Verordnung dem Schatzminiſterium zukommen, gegen die Ver⸗ 
fügungen der Kommiffion findet jedoch der Rekurs an Unſere Regierung 

zu Duͤſſeldorf ſtatt; 

b) das im F. 5 der Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Land— 
gerichte, wozu die Gemeinde Neuß gehoͤrt; 

c) die in den H. 6. 9. und 12. derſelben vorgeſchriebenen Bekanntmachun⸗ 
5 durch die im F. 13. dieſer Beſtimmungen angefuͤhrten Blaͤtter 
geſchehen; 

d) an die Stelle der im $. 7. der Verordnung erwähnten ſechs Zins zah⸗ 
lahlungstermine ſollen vier, und an die Stelle des im H. 8. erwähnten 
achten Zinszahlungstermins ſoll der fuͤnfte treten. 

Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Glaͤubiger haben Wir das 
gegenwärtige, durch die Geſetzſammlung zur offentlichen Kenntniß zu bringende 
andesherrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter Unſerem 
Koͤniglichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch den Inhabern der Obliga⸗ 
tionen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staats 
zu bewilligen oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 


Gegeben Charlottenburg, den 14. Maͤrz 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. 


Ai. 
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W. I. 
Schema. 
Neußer Stadt⸗Obligation. 
(Trockner Stadtſtempel.) (Stadtſiegel) I 
uͤber .... Rthlr. Kurant. 


Die Endesunterzeichneten, durch das Allerhoͤchſte Privilegium vom... 
hierzu ausdruͤcklich ermächtigt, beurkunden und bekennen hiermit, daß der In⸗ 
haber dieſer Obligation die Summe von .... Rthlr. Kurant, deren Empfang 
ſie beſcheinigen, an die Stadtgemeine Neuß zu fordern hat. 

5 Die auf fünf Prozent jährlich feſtgeſetzten Zinſen find am. jeden 

875 fällig, werden aber nur gegen Rückgabe der ausgefertigten Zinskupons 
Das Kapital wird durch Ankauf oder Verlooſung berichti 

weshalb eine Kuͤndigung ſeitens des Glaͤubigers nicht A it . e 

Die naheren Bedingungen find in dem umſtehend abgedruckten Privile- 
gium enthalten. 


Neuß am ten 18. 


Der Buͤrgermeiſter Die ſtaͤdtiſche Schuldentilgungs⸗ 
N. N. Kommiſſion. 
3 N. N. N. N. 
Eingetragen Kontrollbuch 
ä Hierzu find Kupons. 
Der ſtaͤdtiſche Sekretariatsbeam e. ee 
Der Kommunalempfaͤnger. 


(Nr. 34100 M 2. 
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A IL. 


— — 


rſter) Coupon 
(E ſte ) N Dieſer Kupon wird nach 


zur 2 3 dem Allerhoͤchſten Privi⸗ 
Ueuſſer Stadt - Obligation legium vom 
unguͤltig und werthlos, 
wenn deſſen Geldbetrag 
nicht bis zum 
erhoben iſt. 


Thaler Courant. 


Inhaber dieſes empfaͤngt am 
die Zinſen der oben benannten Neußer Stadt- Obligation fuͤr die 
Zeit vom bis dahin 18.. aus der Neußer Kommunal: 
Kaſſe mit Thaler Kurant. 
Der Bürgermeiſter. Die ne Schulden⸗Tilgungs⸗ 


N. N. Kommiſſion. 
N N. N. 5 


(NB. Die Namen des Buͤrgermeiſters und der Kommiſſion werden 1 


Eingetragen Fol. ... der Kontrolle. 


Der ſtädtiſche Sekretariats⸗Beamte. Der Kommunal⸗ 
Empfänger. 


(Nr. 3111.) 
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(Fr. 3111.) Alerhöchfter Erlaß vom 16. März 1849., betreffend die Errichtung einer Han⸗ 
delskammer für die Kreiſe Glatz und Habelſchwerdt im Regierungsbezirk Breslau. 


Au den Bericht vom 12. Maͤrz d. J. genehmige Ich die Errichtung einer 
Handelskammer fuͤr die Kreiſe Glatz und Habelſchwerdt im Regierungsbezirke 
Breslau. Die Handelskammer nimmt ihren Sitz in der Stadt Glatz. Sie 
ſoll aus ſechs Mitgliedern beſtehen, für welche ſechs Stellvertreter gewählt 
werden. Jeder Kreis bildet einen engeren Wahlbezirk. Vier Mitglieder und 
vier Stellvertreter ſind aus dem Kreiſe Glatz und zwei Mitglieder und zwei 
Stellvertreter aus dem Kreiſe Habelſchwerdt zu waͤhlen. Zur Theilnahme an 
der Wahl der Mitglieder und Stellvertreter find ſaͤmmtliche Handels und Ge⸗ 
werbtreibende der genannten Kreiſe berechtigt, welche in der Steuerklaſſe der 
Kaufleute mit kaufmaͤnniſchen Rechten Gewerbeſteuer entrichten. Im Uebrigen 
finden die Vorſchriften der Verordnung vom 11. Februar v. J. über die Er⸗ 
richtung von Handelskammern Anwendung. Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz⸗— 
ſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Charlottenbüfg den 16. Maͤrz 1849. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Staatsiminifter v. d. Heydt. 


(Nr. 3112.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 16. März 1849., betreffend die Errichtung einer Hans 
delskammer fuͤr die Kreiſe Reichenbach, Schweidnitz und Waldenburg im 
Regierungsbezirke Breslau. 


Al den Bericht vom 12. März d. J. genehmige Ich die Errichtung einer 
Handelskammer fuͤr die Kreiſe Reichenbach, Schweidnitz und Waldenburg im 
Regierungsbezirk Breslau. Die Handelskammer nimmt ihren Sitz in der Stadt 
Schweidnitz. Sie ſoll aus neun Mitgliedern beſtehen, für welche neun Stell⸗ 
vertreter gewaͤhlt werden. Jeder Kreis bildet einen engeren Wahlbezirk, und 
es ſind aus jedem Kreiſe drei Mitglieder und drei Stellvertreter zu wahlen. 
Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder und Stellvertreter find ſaͤmmt⸗ 
liche Handel- und Gewerbtreibende der genannten Kreiſe berechtigt, welche in 
der Steuerklaſſe der Kaufleute mit kaufmaͤnniſchen Rechten Gewerbeſteuer ent⸗ 
richten. Im Uebrigen finden die Vorſchriften der Verordnung vom 11. Fe⸗ 
bruar v. J. über die Errichtung von Handelskammern Anwendung. Dieſer 
Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zur 4 genlichen Kenntniß zu bringen. 


2 


Charlottenburg, den 16. Maͤrz 18 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Staatsminiſter v. d. Heydt. 


(Nr. 3111 — 3114.) (Nr. 3113.) 
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(Nr. 3113.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. März 1849, betreffend die Einſetzung einer dem 
Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten untergeordneten 
„Koͤniglichen Telegraphendirektion“. 


Nis Ihrem Antrage vom 18. Maͤrz d. J. genehmige Ich, daß zur Ver⸗ 
waltung der Staatstelegraphen eine dem Miniſterium fuͤr Handel, Gewerbe 
und Öffentliche Arbeiten untergeordnete Behörde mit der Firma: „Koͤnigliche 
Telegraphendirektion“ eingeſetzt werde, welcher die allgemeinen Befugniſſe einer 
öffentlichen Behörde zuſte en follen. Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetzſamm⸗ 
lung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Charlottenburg, den 23. Maͤrz 1849. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Staatsminiſter v. d. Heydt. 


(Nr. 3114.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 30. März 1849., die Errichtung einer Handelskammer 
fuͤr den Bezirk der Stadt Breslau betreffend. 


Au Ihren Bericht vom 19. Maͤrz d. J. genehmige Ich die Errichtung einer 
Handelskammer fuͤr den Bezirk der Stadt Breslau. Die Handelskammer ſoll 
aus funfzehn Mitgliedern beſtehen, fuͤr welche neun Stellvertreter gewaͤhlt wer⸗ 
den. Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder und Stellvertreter find 
ſaͤmmtliche Handel⸗ und Gewerbtreibende im Bezirke der Stadt Breslau be⸗ 
rechtigt, welche in der Steuerklaſſe der Kaufleute mit kaufmaͤnniſchen Rechten 
Gewerbeſteuer entrichten. Im Uebrigen finden die Vorſchriften der Verord⸗ 
nung vom 11. Februar 1848. uͤber die Errichtung von Handelskammern An⸗ 
wendung. Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. 
Berlin, den 30. Maͤrz 1849. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Staatsminiſter v. d. Heydt. 


